
Erst die Armen - Jetzt die Kranken

Für den Erhalt und Ausbau 
der Ortenauer Krankenhäuser

Unsere Gesundheitsversorgung ist in Gefahr!
Gemeinsam können wir sie retten.
Informieren - Organisieren - Handeln!

Kontakt unter:   gute-gesundheit-fuer-alle@web.de
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„Umstrukturierung“ unserer 
Gesundheitsversorgung

Im Frühjahr 2017 begann die Debatte um die 
„Umstrukturierung“ der Ortenauer Kliniklandschaft. 
Auf Grundlage des Gutachtens der Unternehmens-
beratungsgesellschaft CMK wurde Mitte Mai 2017 
im Kreistag das „Modell Landrat“ verabschiedet. 

Das Gutachten stufte das Ortenauklinikum mit 
9 Standorten als nicht wirtschaftlich ein. 

Durch die Bildung von Portalkliniken und Schließun-
gen wurde somit die angestrebte Agenda 2030 vor-
bereitet.

Der Klinikgeschäftsführer so wie der Landrat wollen 
mit der Durchsetzung der Agenda 2030 der Landes-
forderung nach „Häusern der Maximalversorgung“ 
nachkommen. 

Doch die „3 -4 Standort Lösung“ wäre ein tiefer Ein-
schnitt in unsere Gesundheitsversorgung. Um eine 
wohnortnahe Grundversorgung erhalten bzw. 
erreichen zu können gilt es unsere Krankenhäuser 
auszubauen. Die Ortenau als flächenmäßig größter 
Kreis in Baden Württemberg braucht auch auf Grund 
ihrer ländlichen Struktur mehrere Häuser der 
Grundversorgung. 

Modell Landrat: 

Das im Juni 2017 vom Kreistag be-
schlossene Modell Landrat sieht vor die 
Klinik in Gengenbach zu schließen und 
die Kliniken in Ettenheim, Oberkirch und 
Kehl zu Portalkliniken zu degradieren. 
Damit ist es die Vorbereitung für die 
Agenda 2030

Agenda 2030: 

Die Agenda 2030 ist der Plan der Kli-
nikgeschäftsführung und der Kreisver-
waltung bis 2030 massiv Kliniken in der 
Ortenau zu schließen. 

Dabei wird von der „3 Standort-“ und 
der „4 Standortlösung“ gesprochen. Die 
3 Standort Lösung bedeutet die Schlie-
ßung aller Kliniken bis auf Wolfach und 
Lahr, zu dem soll ein zentrales Groß-
klinikum „im nördlichen Ortenaukreis“ 
gebaut werden. 
Die 4 Standortlösung bedeutet die 
Schließung der Kliniken in Oberkirch, 
Kehl, Ettenheim und einer Offenburger 
Klinik. 

Gutachten:

2013: Das Gutachten der Beratungsfirma „Pro Klinik“, das in erster Linie die Bedarfsgerechtigkeit 
und Praxistauglichkeit der Ortenau Kliniken untersuchte, kam zu dem Schluss, dass der Erhalt und 
Ausbau aller Standorte voran getrieben werden muss. Nur so sei eine wohnortnahe Gesundheits-
versorgung sicher zu stellen.

2017: Das Gutachten der Unternehmensberatungsgesellschaft CMK das ausschließlich die Wirt-
schaftlichkeit der Kliniken untersuchte, schlägt vor langfristig von 9 Kliniken 6 - 7 zu schließen und 
ein Zentralgroßklinikum zu bauen. 
Dieses Gutachten diente ab April 2017 als Grundlage für die Schließungspläne.
Bemerkenswert ist dabei, dass die CMK 1999 vom jetzigen Klinikgeschäftsführer Christian Keller 
mitgegründet wurde und er war von 1999 bis 2012 Teilhaber an der Firma.

2018: Das Zweitgutachten der Firma Lohfert und Lohfert gab der Kreistag aufgrund des öffentli-
chen Drucks in Auftrag. Dieses wird am 19. April öffentlich im Krankenhausausschuss vorgestellt. 
Die Frage ist nun, ob der Kreis seiner Pflicht einer Ermittlung der Bedarfsgerechtigkeit nach kommt 
oder ob sich das Gutachten auch nur auf die Wirtschaftlichkeit bezieht.

Nur so haben alle 420.000 BürgerInnen einen schnellen und unkomplizierten Zugang zur 
Erstversorgung. 
Dies bestätigt ein vom Kreistag im Jahr 2013 in Auftrag gegebenes Gutachten, welches den Erhalt 
und Ausbau aller 9 Standorte vorsieht. Mittlerweile ist dies auch wieder in das Bewusstsein vieler 
Regionalpolitiker gerückt.
So sprach OB Muttach bei der Gründung der Bürgerinitiative zum Erhalt des Acherner 
Krankenhauses Anfang 2018, von der Wichtigkeit der wohnortnahen Grundversorgung. 
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Auf Nachfrage bekundete Muttach seine Unterstützung für alle Forderungen unseres Bündnisses. 
Hierbei berief er sich auf das 2013 erstellte Gutachten. Das dies einen massiven Meinungswandel 
darstellt steht außer Frage. 
Noch im Juni 2017 hatte OB Muttach als Kreisfraktionsvorsitzender der CDU vehement für die 
Schließungspläne (Modell Landrat) und die Wirtschaftlichkeit der Kliniken gestritten.

Doch diese Position ist nicht neu. 
Wir, als Bündnis zum Erhalt und Ausbau aller Ortenauer Standorte, sind seit Mai 2017 aktiv. Wir 
wenden uns gegen die Pläne der Klinikgeschäftsführung und Kreisverwaltung, die Ortenauer Klini-
ken weiter nach Wirtschaftskriterien zu strukturieren. 
Durch Infostände, Demonstrationen und diverse Informationsmaterial (Wie diese Broschüre), 
wurden viele Menschen erreicht. 
Dies trug dazu bei das die zu Beginn als „alternativlos“ dargestellten Schließungen nun von vielen 
Menschen als das gesehen wird was sie sind: Kürzungspolitik auf Kosten der Patientinnen und der 
Pflegekräfte. 

Auch im Kreistag macht sich ein Wandel bemerkbar. Wurde dem „Modell Landrat“ noch, bis auf 
wenige Ausnahmen, zugestimmt, so ist es momentan nicht klar, ob die Kreistagsabgeordneten 
sich für einen so extremen Einschnitt in die wohnortnahe Grundversorgung hinreissen lassen.

Bei alldem was von verschiedenen Seiten im letzten Jahr gesagt wurde stellt sich immer mehr der 
Kern der Sache heraus. Uns geht es darum, dass alle Menschen in der Ortenau einen schnellen und 
unkomplizierten Zugang zu einem Krankenhaus der Grundversorgung erhalten. 
Nach dem in der BRD eingeführten Fallpauschalensystem, wird allen Kliniken das Diktat der 
Wirtschaftlichkeit auferlegt. 

Das steht im Widerspruch zu einer Gesund-
heitsversorgung, die für alle Daseinsvorsor-
ge und Grundstein eines menschlichen Mit-
einander ist. 
Die fehlende Baukostenfinanzierung von der 
Landesregierung erschwert den Erhalt 
unserer Gesundheitsversorgung. 

Es ist die Pflicht aller Kreistagspolitiker sich 
für die Grundbedürfnisse ihrer Bürger 
einzusetzen. 

Dies bedeutet auch Wirtschaftsinteressen 
eine Absage zu erteilen und nicht zu 
zulassen das Fehler der Landes- und Bundes-
politik unsere Gesundheitsversorgung 
zerstören.
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Unsere Antwort: Solidarität
Wir , Patienten, zukünftige Patienten und Pflegekräfte müssen den Kampf um 

besser Arbeitsbedingungen gemeinsam aufnehmen. 

Eine Personalbemessungsgrenze die eine maximale Anzahl von 
zupflegenden Menschen einer Pflegekraft festlegt, 

würde garantieren das die Arbeitsbedingungen erträglich werden, was 
die Grundvoraussetzung für gute Pflege ist!

Gemeinsam solidarisch für eine Personaluntergrenze 
und geregelte Arbeitszeiten

Ohne konkrete Regelungen zu diesen Stunden haben die Beschäftigten nicht einmal das Recht 

diese abzubauen oder sie vergüten zu lassen.

Ebenso ist fraglich wie mit Überstundenzuschlägen verfahren wird.
Dass das ein bundesweites Problem ist, macht auch die Kampagne für mehr Personal im 
Gesundheitswesen, der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di deutlich. Ver.di spricht von über 70.000 

fehlenden Vollzeitstellen. Dies wird noch deutlicher wenn der Schlüssel von 10,3 PatientInnen 

auf eine Pflegekraft betrachtet wird. In der Schweiz betreut eine Pflegekraft im Vergleich 5,5 
PatientInnen.
Auch die Zukunft der Beschäftigten sieht nicht rosig aus. Wie in Darmstadt-Dieburg sind auch in 
der Ortenau die Reinigungskräfte des Ortenauklinikums umgesiedelt worden und werden nun nach 
dem Gebäudereinigertarif der IG BAU bezahlt. Bei Kellers Vergangenheit liegt die Befürchtung 
nahe, dass weitere Personalgruppen umgesiedelt werden sollen.

Für uns ist klar, ein Großklinikum in der Ortenau bedeutet einen massiven Einschnitt in die 
wohnortnahe Grundversorgung von über 400.000 Ortenauer Bürgern.

Wir fordern alle Kreistagsabgeordnete dazu auf sich für einen Ausbau der wohnortnahen 

Grundversorgung einzusetzen. Das heißt ein klares Nein zu „Agenda 2030“ und eine 

Rücknahme von „Modell Landrat“.
Wir als Pflegerinnen und Pfleger haben die Aufgabe uns gemeinsam für bessere Arbeitsbedingungen 
zusammen zu schließen. Nur so können wir unsere Ziele, wie einen höheren Personalschlüssel, geregel-
tere Arbeitszeiten erreichen. Nur so haben wir die Möglichkeit eine gute Pflege für alle Patientinnen und 
Patienten zu leisten.
Andere Häuser wie beispielsweise die Charite in Berlin, das Uniklinikum Freiburg oder die SLK Kliniken 
in Heilbronn haben sich bereits organisiert und kämpfen um die Möglichkeit gute Pflege zu guten Be-
dingungen leisten zu können.
Mit der Kampagne „Für mehr Pflegepersonal“ kämpft die Gewerkschaft Ver.di für unsere Ziele. 
Ich als aktives ver.di Mitglied glaube, dass wir gemeinsam unsere Arbeitsbedingungen verbessern 
können.

Der Pflegenotstand

Die Aufgabe der Pflege ist es, den Patienten 
eine gute und „sichere“ Versorgung zukommen 
zu lassen. Ihn während seines Aufenthalts in 
der Klinik medizinisch so wie menschlich zu be-
treuen, um eine Verbesserung des Gesundheits-
zustandes zu erreichen. Unter den heutigen Be-
dingungen ist dies NICHT mehr möglich!

Durch den Mangel an Personal und das 
Fehlen einer gesetzlichen Personaluntergrenze, 
sind die Zustände für das Pflegepersonal und 
die Patienten unerträglich geworden. 
Es fehlt die Zeit auf Patienten, oder deren Ange-
hörige, einzugehen. Überstunden werden fest 
in die Arbeitspläne eingeplant, um die Arbeit 
auf den Stationen überhaupt noch aufrecht er-
halten zu können. 
Die geleisteten Überstunden können meist nicht 
abgebaut werden, denn dazu fehlt das Personal. 
Es ist die Regel das Pflegekräfte in den 

Nachtschichten auf bis zu 13 Patienten alleine 
zugeteilt werden. 

Solche Arbeitsbedingungen hält niemand 
auf Dauer aus. 

Diese Zustände herrschen in bundesweit in 
allen Kliniken, das Ortenauklinikum stellt hier 
keine Ausnahme da.

Auch hier geht der Grundgedanke der Pflege, 
sich kümmern, „da“ zusein und zu begleiten 
immer mehr verloren. Dabei bleiben beide 
Patienten und auch Pflegekräfte auf der Strecke.
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